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DerRheinkanal liegt still, ein Frachtschiff
zieht lautlos vorüber, über den Birken
hängt der Nebel tief. Kein Ton, nichts.
Verlassenes Land, alles grau und braun
und beige und tot. Eine Szeneriewie ge-
malt für die Fabrik ennet dem Kanal.

Plötzlich, ein Geräusch. «Monsieur
Trappchchch, allerchchch Section Dix-
huitchch.» DerWind trägt scheppernde
Anweisungen über den Rhein, ausge-
stossen von einer Lautsprecheranlage,
die wie ein sentimentaler Gruss aus
einer vergangenen Zeit tönt. Jürg
Stöcklinmuss lächeln. «Wir besichtigen
hier Industriegeschichte aus dem ver-
gangenen Jahrhundert.»

Stöcklin stand schon oft hier, auf
diesem Feldweg gegenüber demAtom-
kraftwerk Fessenheim.Gebaut im fran-
zösischenNiemandsland und dochmit-
ten unterMenschen. Knapp 40 Kilome-
ter beträgt die Luftlinie nach Basel,
25 Kilometer nach Freiburg im Breis-
gau, knapp 20 Kilometer nach Colmar.
«Die Leute hier haben Angst.»

Jürg Stöcklin, Biologe und langjähri-
ger Grossrat für die Basler Grünen, ist
seit zwei Jahren pensioniert, er hat jetzt
einen Obstgarten und Hobbys. Am
Nachmittag will er nach Zürich fahren,
um sich eine Ausstellung über einen
asiatischenMaler anzusehen.Doch jetzt
steht er hier, knapp hundert Meter von
Fessenheim entfernt, und erzählt, was
er die vergangenen vierzig Jahre ge-
macht hat, was er immer noch macht,
was ihn auch heute noch nicht loslässt.
«Ich habe schon gegen dieses Atom-

kraftwerk protestiert, da stand es noch
gar nicht», sagt Stöcklin, der heute den
trinationalen Atomschutzverband prä-
sidiert, ein Zusammenschluss von rund
hundert Städten und Gemeinden gegen
Fessenheim, gegründet 2005.

Damals, als das Kraftwerk noch nicht
stand, war das Jahr 1977, Stöcklin Mitte
20 und vom Kommunismus überzeugt.
Mit der Revolutionären Gruppe Basel
kämpfte er gegen den Bau desAKW.Aus
ideologischen Gründen, aber auch we-
gen Sicherheitsbedenken. Fessenheim,
das Dorf, befindet sich mitten in einer
Erdbebenzone. Je nach Windrichtung
wären bei einem gröberen Störfall eine
bis zweiMillionenMenschenvon radio-
aktivenWolken betroffen.

«Qu’est-ce que vous faites ici?»
Stöcklin will gerade ausholen und er-
zählen,wie er sich vom Kommunismus
weg und hin zu den Grünen bewegte,
warum derWiderstand gegen den Bau
des AKW in Kaiseraugst im Aargau zur
gleichen Zeit erfolgreich war und jener
gegen Fessenheim nicht (Frankreich
magAtomkraft noch etwasmehr als die
Schweiz), als sich ein Auto nähert, des-
sen Geschwindigkeit nicht einem Feld-
weg angepasst ist. Es rast.

Aus dem Jeep springen drei Gendar-
men,Tarnanzug, Schutzwesten, der Si-
cherheitsbügel über dem Pistolenhalf-
ter geöffnet. «Qu’est-ce que vous faites
ici?» Die Polizisten reden freundlicher,
als sie ausschauen. Sie haben es nicht
zum erstenMalmit Journalisten auf die-
sem Feldweg zu tun.Obwir eine Bewil-
ligung haben, fragen sie, ob das Werk

Bescheidwisse. Den Grund,warumwir
heute hier sind, den kennen die Gendar-
men schon. «Le décret, n’est-ce pas?»

Das Dekret, ja. Die Entscheidung fiel
vor knapp zwei Wochen in Paris. Das
höchsteVerwaltungsgericht des Landes
erklärte das Schliessungsdekret der ehe-
maligen Umweltministerin Ségolène
Royal, wonach Fessenheim möglichst
bald vomNetzmüsse, für ungültig. Das
Urteil, ausgelöst durch Beschwerden der
Kraftwerksbetreiber und Gewerkschaf-
ten, die den Verlust von Arbeitsstellen
in Fessenheim fürchteten, ist das bitte-
re Ende eines politischenVersprechens,
das fast so alt scheintwie die Lautspre-
cher der Anlage: Fessenheim wird ge-
schlossen. Das AKW ist das älteste in
Frankreich, und es erfüllt die europä-
isch festgelegten (aber nicht verbindli-
chen) Sicherheitsrichtlinien für Atom-
kraftwerke schon lange nicht mehr.

ZumErdbebenstandort kommen an-
dere Bedenken: DasWerk befindet sich
unter demWasserspiegel des Rhein-Sei-
tenkanals undwürde bei einemDamm-
bruch überflutet. Das Fundament der
Anlage ist nur 1,5 Meter dünn, so dünn
wie bei keinem anderen französischen
Kraftwerk. Dazu haben unabhängige
Gutachten nach der Katastrophe in Fu-
kushima 2011 festgestellt, dass zentra-
le Sicherheitssysteme bei einemNotfall
nicht genügen würden.

Zu diesen Bedenken kommt eine lan-
ge Liste von Störfällen.Der gravierends-
te ereignete sich 2014, alsWasser in das
Kraftwerk eindrang und einer der bei-
den Reaktoren abgeschaltet werden
musste. Erst zwei Jahre später wurde

bekannt, wie schwerwiegend der Vor-
fall wirklich gewesenwar. Die Abschal-
tung hatte nicht richtig funktioniert, die
Betreibermussten den Reaktor notfall-
mässigmit stark borsäurehaltigemWas-
ser fluten. Eine vergleichbare Situation
hatte es inWesteuropa bisher nicht ge-
geben, die Atomaufsichtsbehörde ver-
tuschte den Vorfall.

Das flog 2016 auf, und das Verspre-
chen der Regierung, Fessenheim abzu-
schalten, war damals schon vier Jahre
alt. Präsident François Hollande hatte
vor seinemAmtsantritt 2012 gelobt, das
AKW bis Ende 2016 zu schliessen. «Al-
lerdings war die Rechtsgrundlage von
Hollandes Versprechen etwas dünn»,
sagt Jürg Stöcklin.Um in Frankreich ein
Atomkraftwerk abstellen zu können,
braucht es entweder eineVerfügung der
Atomaufsichtsbehörde oder die Einwil-
ligung des Betreibers, der Electricité de
France (EDF).Beides fehlte.Dennoch be-
kräftigtenHollande und später auch sein
Nachfolger Jahr für JahrdieAbsicht, Fes-
senheim zu schliessen,nurdie Daten für
die Stilllegung änderten sich. Zuerstwar
es 2016, dann 2017, dann 2018.

«Man kann der französischen Regie-
rung leider nichts mehr glauben.» Das
sagt Sylvia Kotting-Uhl, grüne Bundes-
tagsabgeordnete aus Baden-Württem-
berg. Sie setzt sich auch schonmindes-
tens zehn Jahre für eine Schliessung des
Werks ein, und heute muss sie sagen:
Wahrscheinlich hat es nicht viel genützt.
«In Frankreich hat sich die Politik völ-
lig aus dem Thema herausgenommen
und alle Entscheidungen den Betreibern
überlassen. Man spürt einfach, dass

Frankreich als Atommacht eine andere
Einstellung zur zivilenNutzungvon nu-
klearer Energie hat als andere Länder.»
Die RegierungHollande habe sich zwar
bemüht, eine neue Umweltpolitik zu
verfolgen, doch sie sei letztlich an der
Macht der Energiekonzerne gescheitert.
Ziemlich kläglich sogar.

Frühestens 2020
Nach demEntscheid des Gerichts in Pa-
ris liegt es nunwieder ganz in derHand
der EDF und der Aufsichtsbehörde,
wann das Atomkraftwerk abgeschaltet
werden soll. Offenbar hat der Energie-
konzern der Aufsichtsbehörde gemel-
det, dass man die nächste 10-Jahres-
Überprüfung nicht mehr durchführen
werde, zu gross wären die nötigen In-
vestitionen.VoraussichtlichesAbschalt-
datum Reaktor 1: September 2020. Re-
aktor 2: August 2022. Verifizieren lässt
sich das nicht, auf Anfragen dieser Zei-
tung reagierte die EDF nicht.

«Es ist schon sehr wahrscheinlich,
dass es dann klappt, weil ohne weitere
10-Jahres-Überprüfung die Betriebsbe-
willigung ausläuft», sagt Stöcklin. Doch
er will nicht einfach warten. Zu gross
das Risiko, dass es bis dahinweitere Un-
fälle gibt. Er und sein Verein drängen
deshalb auf eine sofortigeAbschaltung.
Sie haben nach dem Entscheid in Paris
entsprechende Briefe an die EDF und
die Aufsichtsbehörde geschickt. Klagen
sollen folgen. Vielleicht geht es ja doch
etwas schneller. Aufhören mit demWi-
derstand, das wird Stöcklin erst, wenn
die Gefahr am Rhein beseitigt ist. Und
nur die Stille bleibt.

Die Gefahr amHorizont
Fessenheim Seit vierzig Jahren kämpfen Umweltschützer und Behörden aus Frankreich, Deutschland und der Schweiz für die
Abschaltung des AKW Fessenheim. Der Entscheid eines Gerichts in Paris macht nun klar: Der Kampf war anstrengend. Und fruchtlos.

Vierzig Jahre Kampf. Der Basler Grossrat Jürg Stöcklin engagiert sich seit 1977 gegen das AKW in Fessenheim. Foto: Christian Flierl (13 Photo)


